
Liebe Leserinnen und Leser, 

der rapide gesellschaftliche Wandel, in dem wir leben, ist unübersehbar. 
Wir erleben ihn in allen Bereichen unseres Lebens. Die politische Gestal-
tung unseres Landes stellt Fragen, die oft nicht mehr an einzelne Ressorts 
gebunden sind, sondern vorrangig übergreifendes Denken, Entwerfen und 
Handeln erfordern – Gesellschaftspolitik im wahrsten Sinne. Die bestehen-
den Gesetze und Regelungen z. B. in der Sozial- und Familienpolitik, in 
der Arbeitsmarkt- und Bildungspolitik aber auch in der Gesundheits- und 
Engagementpolitik sind auf ihre Tauglichkeit zu prüfen, ob sie dem ge-
sellschaftlichen Zusammenhalt, der Ermöglichung von Selbstbestimmung 
und Teilhabe und der Sicherung von Freiheit dienen. Sie sind entsprechend 
weiterzuentwickeln.

Wenn es gesamtgesellschaftliche Fragen zu beantworten gilt, macht es 
Sinn, Träger der Zivilgesellschaft einzubeziehen. Die Freie Wohlfahrtspflege 
stellt sich ihrer Verantwortung und unterbreitet mit diesen Forderungs-
papieren Vorschläge und Ideen zu wichtigen Fragen des sozialen Lebens 
in Deutschland, die wir Ihnen hiermit an die Hand geben. Wir bitten Sie in 
Ihrem jeweiligen Verantwortungsbereich um Verbreitung und Unterstüt-
zung dieser Forderungen. 

Und so hoffen wir, dass viele der folgenden Punkte in politisches Handeln 
einfließen, in Partei-, Wahl- und schließlich Regierungsprogramme. 

Wir freuen uns auf das Gespräch mit Ihnen. 

Dr. Gerhard Timm
Geschäftsführer der BAGFW
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Mit Bürgerschaftlichem Engage-
ment Demokratie und sozialen 
Zusammenhalt stärken
 
Das vielseitige und anhaltende Bürgerschaft-
liche Engagement von Menschen in einer 
Zeit, in der viele Teile der Welt von Armut, 
Krieg, Terror und Flucht geprägt sind, zeugt 
von einer starken Zivilgesellschaft in unserem 
Land. Dieses Engagement, das die gegen-
seitige Verständigung und das voneinander 
Lernen fördert, ist von zentraler Bedeutung für 
Deutschland als Einwanderungsgesellschaft. 
Einzelne Menschen, spontane Initiativen und 
beständige Gruppen engagieren sich bun-
desweit in einer beeindruckend hohen Zahl 
in den Hilfen für Geflüchtete. Und auch das 
Bürgerschaftliche Engagement in den anderen 
Bereichen der Wohlfahrtspflege wie in der 
Kinder- und Jugendhilfe, der Behindertenhilfe, 
der Altenhilfe u.a. entwickelt sich wie auch 
die In- und Auslandsfreiwilligendienste konti-
nuierlich weiter. Dieses Engagement ist davon 
getragen, Menschen in schwierigen Lagen zu 
unterstützen und eine Basis für ein friedliches 
und demokratisches Zusammenleben in diesem 
Land zu bilden.

Gleichzeitig gibt es Bewegungen, die fremden- 
und islamfeindliche Aussagen, völkische Paro-
len, Feindseligkeit gegenüber demokratischen 
Institutionen vorbringen und damit soziale 
Spaltung bewusst in Kauf nehmen, die sich 
jedoch ebenfalls in den Kontext von Zivilgesell-
schaft sowie Engagement einordnen. Dies zeigt 
indes, wie fragil Zivilgesellschaft und Engage-
ment insgesamt in der Bundesrepublik sind 
und dass die Bemühungen um globales Lernen 
im Engagement fortgeführt und intensiviert 
werden müssen.

Bürgerschaftliches Engagement ist eine un-
entbehrliche Grundlage des Zusammenlebens 
in unserer Gesellschaft. Die Übernahme von 
Verantwortung für sich selbst und andere, das 

Mitgestalten der Demokratie und das solidari-
sche Miteinander in der gegenseitigen Sorge 
füreinander bilden einen wesentlichen Beitrag 
zur sozialen Kohäsion. 

Die BAGFW fordert daher, Engagementpolitik 
als eine Politik zur Stärkung von Demokratie 
und sozialem Zusammenhalt auszurichten. 
Es bedarf umfassender und kontinuierlicher 
Bundesprogramme und einer abgestimmten 
Engagementstrategie zwischen Bund, Ländern 
und Kommunen. Die Engagementstrategie des 
BMFSFJ und entsprechende Förderprogramme 
wie „Demokratie leben“, „Menschen stärken 
Menschen“ oder der „Bundesfreiwilligendienst 
mit Flüchtlingsbezug“ sind erste wichtige 
Schritte, die aber strukturell hinterlegt und 
verstetigt werden müssen. Hierzu zählen auch 
Projekte wie „Koordinierung, Qualifizierung 
und Förderung des Ehrenamtlichen Engage-
ments für Flüchtlinge“ der Beauftragten der 
Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge 
und Integration. In einer demokratieför-
dernden Engagementpolitik muss außerdem 
Bürgerschaftliches Engagement in Europa eine 
wichtige Rolle spielen, denn die Stärkung des 
sozialen Zusammenhalts ist mehr denn je eine 
gesamteuropäische Aufgabe. 

Bürgerschaftliches Engagement 
für alle Menschen öffnen – sozi-
ale Ungleichheit durchbrechen

Soziale Ungleichheit ist ein wesentliches 
Hemmnis für Bürgerschaftliches Engagement.

Dies bestätigt der aktuelle Freiwilligensurvey: 
Die Beteiligung am Engagement unterscheidet 
sich zwischen verschiedenen Bevölkerungs-
gruppen deutlich. Dies betrifft Männer und 
Frauen, junge und ältere Menschen, Menschen 
mit und ohne Migrationshintergrund, Men-
schen mit oder ohne gesundheitliche Beein-
trächtigungen.

Chancen für Demokratie und gesell
schaftlichen Zusammenhalt nutzen



Bürgerschaftliches Engagement

Besonders gravierend wird der Einfluss sozialer 
Ungleichheit auf das Engagementverhalten 
sichtbar. Je niedriger das Einkommen und das 
Bildungsniveau sind und je länger Menschen in 
Armut und Arbeitslosigkeit leben, umso selte-
ner engagieren sie sich.

Bürgerschaftliches Engagement muss und kann 
seinen Beitrag dazu leisten, gesellschaftliche 
Teilhabe zu ermöglichen und soziale Ungleich-
heit abzubauen. Mit dem Ziel der Inklusion 
muss es allen Menschen offen stehen. 

Die BAGFW fordert die Engagementpolitik, 
im Sinne eines Rechts auf Engagement, wie 
es auch 2016 in der Engagementstrategie 
des BMFSFJ formuliert wurde, künftig stärker 
entsprechend auszurichten, aufzuwerten und 
fortzuentwickeln. Dies gilt für alle Formen des 
Bürgerschaftlichen Engagements und im Sinne 
der Fortentwicklung auch für die geregelten In- 
und Auslandsfreiwilligendienste als Bildungs- 
und Orientierungszeiten.

Die Einbindung unterschiedlichster Zielgruppen 
in Formen des Bürgerschaftlichen Engagements 
muss von der Politik gewollt und aktiv geför-
dert werden. Dazu bedarf es in erster Linie bes-
serer und passgenauer Informationen für und 
Ansprache der Zielgruppen, der Schaffung von 
Zugängen und des Abbaus von Zugangshinder-
nissen. Von stigmatisierenden Förderlogiken 
– wie aktuell in den Freiwilligendiensten – ist 
abzusehen. Des Weiteren muss die Förderung 
bei den spezifischen Bedarfen zur Inklusion 
spezifischer Zielgruppen angepasst werden.

Zivilgesellschaft und Bürger-
schaftliches Engagement ermög-
lichen, nicht instrumentalisieren

Bürgerschaftliches Engagement als Teil pro-
fessioneller Dienstleistungen in Konzepten, 
Gesetzen, Förderrichtlinien oder sonstigen 
staatlichen Regularien zu institutionalisieren, 
schadet dem „Eigensinn“ des Bürgerschaftli-
chen Engagements und verhindert dieses. Die 
in der Praxis zunehmende Instrumentalisierung 
sowie Steuerungsansprüche durch den Staat 
werden sichtbarer.

Die BAGFW fordert vom Staat und der Bun-
despolitik in Bezug auf das Bürgerschaftliche 
Engagement in erster Linie eine ermöglichende 
Rolle. Bürgerschaftliches Engagement ist durch 
adäquate gesetzliche Rahmenbedingungen zu 
fördern. Der Subsidiarität und dem Handeln 
freier Individuen und Initiativen ist Vorrang 
vor staatlichem Handeln einzuräumen. Von der 
Bundespolitik wird erwartet, hier im Dialog mit 
zivilgesellschaftlichen Akteuren Verbesserun-
gen herbeizuführen.

Die Bundespolitik muss eine angemessene Fi-
nanzierung der Infrastruktur des Bürgerschaft-
lichen Engagements leisten. Bürgerschaftliches 
Engagement ist unentgeltlich, aber nicht 
kostenlos. Neben individuellen und fachlichen 
Kompetenzen von Hauptberuflichen und Enga-
gierten benötigen Organisationen und Netz-
werke über Projektförderungen und zeitlich 
begrenzte Programme hinaus eine verlässliche 
Grundförderung.

Engagementpolitik ist als Querschnittspolitik 
zwischen den bundespolitischen Ressorts und 
föderalen Ebenen auszubauen. Die dringend 
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BAGFW-Forderungen an die Bundespolitik 
nach der Bundestagswahl 2017 gibt es zu 
folgenden Themen: 

Behindertenpolitik

Gesundheitswesen

Migration

Kinder, Jugend, Familie und Frauen

Arbeitsmarktpolitik und Grundsicherung

Bürgerschaftliches Engagement

Europa

Altenhilfe und Betreuungsrecht

notwendige bundesweit konsistente Förderung 
von Engagement ermöglichenden Infrastruktu-
ren darf nicht länger an Ressort- und Kompe-
tenzstreitigkeiten und Fragen des Föderalismus 
scheitern.

Zur Weiterentwicklung des Bürgerschaftli-
chen Engagements müssen bürokratische 
Hürden abgebaut und Förderregelungen ver-
einfacht werden. Daher sind das Gemeinnüt-
zigkeits- und Spendenrecht, das Vereinsrecht 
sowie das Zuwendungsrecht den Erfordernis-
sen anzupassen.

Der Subsidiaritätsgedanke muss auch in den 
gesetzlichen Freiwilligendiensten gestärkt 
werden. Dies reicht von der weiteren Anerken-
nung des Trägerprinzips bis zur Aufhebung des 
staatlichen Monopols, das verpflichtende Semi-
nar zur politischen Bildung im Bundesfreiwilli-
gendienst allein in den Bundesbildungszentren 
durchführen zu dürfen. 


